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Fertigung: A

o Anlage: Z__-_-——
Stadt Geilsingen ’
Landkreis Tuttlingen RlaH: =
S a t 2z ung
iiber die 1. Anderung des Bebauungsplanes "Roosgarten"
im Stadtteil Aulfingen
Der Gemeinderat hat am 27. April 1982 die Satzung zur Anderung

des Bebauungsplanes "Roosgarten" unter Zugrundelegung des Bundesbau-
gesetzes (BBauG), der Verordnung liber die bauliche Nutzung der
Grundstiicke (BauNVO), der Verordnung iUber die Ausarbeitung der
Bauleitpldne sowie die Darstellung des Planinhalts (Planzeichen-
verordnung) und der Gemeindeordnung filir Baden-Wirttemberg in

der zu diesem Zeitpunkt gliltigen Fassung beschlossen.

Ridumlicher Geltungsbereich

Der rdumliche Geltungsbereich ergibt sich aus dem "Zeichne-
rischen Teil" des Beb&uungsplanes.

§ 2
Bestandteile
Dié Satzung besteht aus:
1. dem "Zeichnerischen Teil" M: 1.3 500 vom 28.8.1981
2. den Bebauungsvorschriften vom 2981937
Der Satzung beigefiigt sind:
1. die Begriindung vom 28.8.1981
2. der Ubersichtsplan M 1 :25.000 vom 23.1.1981
3. der Gestaltungsplan M1 : 500 vom 28.8.1931
§ 3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 112 LBO handelt, wer den auf-
grund von § 111 LBO ergangenen Bestandteilen dieser Satzung
zuwiderhandelt.



Inkrafttreten

-

Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung ihrer Genehmigung in
Kraft. Die bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplanes

"Roosgarten", in Kraft getreten am 25.09.1972, treten damit
auBer Kraft.

Geisingen, den ....cceeeceeas

Der Blirgermeister

Genehmigt

avfgrund § 11 BBauG

Tuttlingen, den = Q Dez, /1982

g Landraisam




Begrindung

zur 1. Anderung des Bebauungsplanes "Rocosgarten" der Stadt
Geisingen, Landkreis Tuttlingen, im Stadtteil Aulfingen.

ITI.

ITT.

Allgemeines

Das Gebiet umfaBt etwa eine Gr&Re von 4 ha und befindet sich
im Nord-Osten von Aulfingen, angrenzend an die LandesstraBe 185.

Der am 25.9.1972 genehmigte Bebauungsplan "Roosgarten" wurde
avfgestellt, um den bestehenden und den bis in 10 bis 15
Jahren anfallenden Bedarf an Baugrundsticken, hauptsdchlich
flir die Wohnbebauung, zu decken. Er soll jetzt gedndert werden,
da er den heutigen Anforderungen an eine wirtschaftliche und
dorfgemdfe Erschliefiung nicht gerecht wird. Wiahrend der alte
Plan eine ErschlieBung ilber eine von der Dorfmitte in nord-
Ostlicher Richtung verlaufende StraBe vorsieht, die nur von
einer Seite bebaut werden kdnnte, sieht die Anderung eine An-
bindung von der LandesstraBe aus vor. Auf diese Weise wird der
Dorfkern vom Ziel- und Quellverkehr des Baugebietes "Roosgarten"
freigehalten. Ebenso soll durch die ErschlieBung von der Lan-
desstraBe aus verhindert werden, daB der historische "Pfarr-
buck" zerstdrt wird, wie es die Verwirklichung des Planes von
1972 zur Folge gehabt hdtte. Dieser Pfarrbuck soll im Rahmen
des Ortlichen Entwicklungskonzeptes Aulfingen wieder neu ge-
staltet werden.

Eine schrittweise ErschlieBung des Baugebietes in Bauabschnit-
ten von Sld-Westen ausgehend ist mdglich und beabsichtigt.

Die Anderung des Bebauungsplanes "Roosgarten" wurde aus dem
Fldachennutzungsplan entwickelt und entspricht diesem in seinen
Festsetzungen.

Verkehrskonzept

Wahrend das Baugebiet von der LandesstraBe 185 iiber einen Kno-
tenpunkt mit Linksabbiegerspur erschlossen wird, erfolgt die
innere Erschliefung liber eine RingstraBe, die von einem ver-
kehrsberuhigten Bereich (WohnstraBe) mit einer gestalteten
Platzfldche durchguert wird. Nach Nord-Osten ist eine Stich-
straBe vorgesehen, die als ErschlieBung fir eine mbgliche Er-
weiterung des Baugebietes dienen kann. An der Siidwestseite
besteht eine Verbindung zur Roosgartenstrafe iliber eine Stich-
straBe, die als kombinierter Rad- und Gehweg fortgefiihrt wird.
Dieser Gehweg stellt eine wichtige, fiir FuBgdnger sichere
Verbindung zum Kindergarten in der RoosgartenstrafBe sowie zur
Ortsmitte dar.

Bebauung

Die Wohnbebauung im "Allgemeinen Wohngebiet" besteht aus frei-
stehenden Einfamilienh8usern, die eingeschossig mit ausgebautem
DachgeschoB8 (I + D) erstellt werden sollen. Im Mischgebiet ist
eine bis zu zweigeschossige Bebauung vorgesehen.



VI.

Ver- und Entsorgung
Wasserversorgung

Durch eine Erweiterung des Ortsnetzes wird die Wasserver-
sorgung des Baugebietes "Roosgarten" sichergestellt.

Abwasserbeseitigung

Die Abwasserbeseitigung erfolgt im Trennsystem nach vorliegen-
der Planung durch zZuleitung zum Verbandssammler und dam-t der
spdteren Verbandskldranlage bzw. der Aitrach.

Miillbeseitigung

Die Mlillbeseitigung erfolgt in regelmidBigen Abstdnden
nach den Richtlinien des Landkreises Tuttlingen.

Stddtebauliche Grundwerte

Gesamtflidche ca. 4,1 ha
Baufldchen ca. 3,3 ha
davon "Allgemeines Wohngebiet" ca. 2,8 ha
"Mischgebiet" ca. 0,5 ha
Verkehrsfldchen ', ca. 0,8 ha (19,5 % d. Gesamtfliche)
davon &duBere Erschlieﬁung
Landwirtsch. Weg und
Verkehrsgrin ca. 0,3 ha
innere ErschlieBung ca. 0,5 ha
Wohngebdude im "Allgemeinen Wohngebiet": ca. 39
Gebdude im "Mischgebiet" ca. 6
Kosten und Finanzierung
Die Kosten, die der Stadt bei der Realisierung des Bebau-

ungsplanes voraussichtlich entstehen, gliedern sich in etwa
wie folgt: ‘

Kanalisation ca. 732 1fdm &M 700,-- DM 512.400,--
StraBenbau ca. 7.100 gm anobv 100,-- DM 710.000,--
Wasserversorgung ca. 580 1fdm & DV 200,-- DM 116.000,--
Beleuchtung ' ca. 18 Stck. a Dv 1.700,-- DM 30.600,--
StraBengestaltung, pauschal , o™ 40.000,-;

DM 1.409.000,--
12 % Planungs— und Nebenkosten DM 169.080,—-

Gesamtkosten ca. DM 1.578.080,--




NEIL.

Die ErschlieBungskosten werden gemdB gliltiger Satzung der Stadt
Geisingen erhoben.

Die von der Stadt zu tragenden Kosten werden im Haushaltsplan
vorgesehen.

Die Finanzierung der flir das Baugebiet notwendigen Zuleitungs-
sammler und die Verbandskldranlage wird entsprechend dem Fi-
nanzplan des Gemeindeverwaltungsverbandes Immendingen-Geisingen,
in dem das Investitionsprogramm und dle Deckungsmittel ausge-
wiesen sind, geregelt. ;

Beabsichtigte MaBnahmen

Der Bebauungsplan soll gegebenenfalls die rechtliche Grundlage
bilden filir die

- Grenzregelung

- ErschliefBung

- Bebauung

- Festlegung des besonderen Vorkaufsrechts
fiir unbebaute Grundstiicke

- ErschlieBung.

| 28, Aug. 1981
Geisingen, den 4@f ;?éu//,ﬂﬂ/ Freiburg, GQeN . ..o siess s se s s

Planungsbiiro Husserl + Fischer
Glinterstalstrafe 32
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Bebauungsvorschrif+ten

£iir die 1. Anderung des Bebauungsplanes "Roosgarten" der Stadt

Geisingen,

I.

Stadtteil Aulfingen, Landkreis Tuttlingen.

Planungsrechtliche Festsetzungen (§ 9, Abs. 1 BBauG)

1.

1.1

Bauliche Nutzung

Art der baulichen Nutzung

Wie im "Zeichnerischen Teil" dargestellt, wird das
"Allgemeine Wohngebiet" gem. § 4 BauNVO und das
"Mischgebiet" gem. § 6 BauNVO festgesetzt.

MaB der baulichen Nutzung

Das MafB der baulichen Nutzung wird durch Eintragungen
der Grundfldchenzahl, der GeschoBRfldchenzahl und der

Zahl der Vollgeschosse im "Zeichnersichen Teil" fest-
gesetzt.

I

Bauweise
Als Bauweise wird die "Offene Bauweise" nach
§ 22 Abs. 2 BauNVO festgesetzt.

Uberbaubare Grundstiicksfl&che

Die Uberbaubaren Grundstilicksfl&chen sind im "Zeichne-
rischen Teil" durch Baugrenzen festgesetzt.

Entlang der LandesstraBe ist, gemessen vom duBeren
Rand der befestigten Fahrbahn, ein 10,00 m breiter
Schutzstreifen von jeglichen baulichen Anlagen frei-
zuhalten.

Zzufahrten

Zufahrten und Zugidnge zur LandesstraBe sind nicht
gestattet. Die Grundstiicke entlang der Landes-
straBe sind mit einer Einfriedigung ohne Tor und
Tlir abzugrenzen.

Sichtfl&dchen

Die Sichtfl&chen sind von jeglicher Nutzung iber
0,60 m HOhe Uber Fahrbahnoberkante der Landes-
straBe bzw. GemeindestraBe freizuhalten.

Anpflanzen von Bdumen

Die im "Zeichnerischen Teil" eingezeichneten Pflanz-
gebote sind Teil des Bebauungsplanes gem. § 9 Abs. 1
Nr. 25 BBauG. An diesen Standorten sind hoch-
stdmmige, einheimische Bdume zu pflanzen. Von den
ancegebenen Standorten kann innerhalb der Grund-
stlicke geringfiigig abgewichen werden.




IT.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

1.

1.1

Gestaltung der Gebdude

Traufhbhe

Die Gebdudehthe darf vom tiefsten Bezugspunkt (Ober-
kante ErdgeschoB8-FufBboden) bis zum Schnittpunkt
AuBenmauverwerk/Dachsparren betragen:

- bei l-geschossigen Ceb&duden 3,50 m

- bei 2-geschossigen Gebiuden 6,20 m

Entsteht ein Kniestock aufgrund eines Fassadenver-
satzes, so darf er die HOhe von 1,00 m nicht iiber-
schreiten.

Die FuBbodenoberkante des Erdgeschosses darf nicht mehr
als 0,80 m iUber der StraBenoberkante, in abfallendem
Geldnde nicht ber 1,2 m oberhalb des tiefsten Punktes
des gewachsenen Geldndes liegen.

Um Uberschwemmungsschiden zu verhindern, sind die
unteren Gebdudedffnungen in der nordwestlichen
Hiuserzeile mindestens 0,50 m {iber gewachsenem Ge-.
ldnde anzulegen, falls das Geldnde am Gebdude nicht
bis zu dieser HBhe aufgeschiittet wird.

Die AuBenwdnde der Gebdude sind hauptsdchlich als
Putzfassaden auszubilden. Fassadenteile aus Beton,
Glas und Holz sind zuldssig.

Ausgeschlossen werden Verkleidungen aus Kunststoff,
Metall, Asbestzement und dhnlichem Material.

Bei der Fassadengestaltung sind erdgebundene Farben
zu verwenden.

Gestaltung der Dachfldchen und Dachformen

Grundsdtzlich sind bei Hauptgebduden Satteldicher,
Walm-, Krippelwalm- oder versetzte Ddcher zuldssig.
Trauflilberstdnde mliissen mindestens 0,7 m, Dachilber-
stdnde im Ortgangbereich mindestens 0,5 m betragen.

Die Dachneigung darf 36° - 45°

betragen.

Als Dacheindeckungsmaterial sind Ziegel in den Farben
zwischen naturrot und ziegelbraun zu verwenden.

Das Dachmaterial von Garagen soll dem des Hauptbau-
kdrpers angepaBt werden.

Dachgauben als Schlepp- oder'Kastengaube sind zu-
ldssig, soweit ihre Breite nicht mehr als 1/3 der
Gebdudeldnge Uberschreitet.

Liegende DachfeBster sind zuldssig und dirfen die
GrbRe von 1,5 m“ nicht Uberschreiten.




Dacheinschnitte (sog. Negativgauben) diirfen nur
bis zu 1/3 der Gebdudeldnge betragen. Sie sind mit
einem Abstand von mindestens 1,50 m von der seit-
lichen Dachbegrenzung anzuordnen.

Einfriedigungen

Die HOhe der Einfriedigungen darf zum StraBenraum
0,80 m nicht iUberschreiten.

Es sollen Holzzdune oder lebende Hecken verwendet
werden. Stein- oder Betonmauern diirfen eine Sockel- .
héhe von 0,3 m nicht Uberschreiten.

Stacheldraht als Einfriedigung ist ausgeschlossen.

Antennen und Niederspannungsleitungen

AuBenantennen sind nicht zuldssig.
Niederspannungsnetz und Fernmeldeleitungen sind sp&-
testens beim Endausbau zu verkabeln.

Stromversorgung

Fir die Stromversorgung ist die Verordnung ilber
Allgemeine Bedingungen filir die Elektrizitédtsversor-
gung von Tarifkunden (AVBELltV) maBgebend.

Denkmalschutzrechtliche Festsetzungen

Das Landesdenkmalamt Baden-Wirttemberg, AuBenstelle
Freiburg, ist bei Bauvorhaben in der siiddstlichen
Hidlfte des rdumlichen Geltungsbereiches vor Beginn
der Erdarbeiten zu benachrichtigen, da in diesem Be-
reich der Teil eines alemannischen Reihengrdberfried-

"hofes zu erwarten ist.

Das Landesdenkmalamt ist gemdB § 20 DSchG unverziliglich
zu benachrichtigen, falls sonstige Bodenfunde bei den
Erdarbeiten im Planungsbereich zutage treten.




IIT.

Schutzbestimmungen flir das Wasserschutzgebiet (Zone III)
und technische Anforderungen fiir Entwdsserungsanlagen

(1) In der Schutzzone - Zone III - sind verboten:

1. Errichten und Betreiben von Kernreaktoren.

2. Lagern, Bearbeiten oder Vertreiben von radioaktigen

‘ Stoffen.

3. Ablagern, Aufhalden von radioaktiven Stoffen oder
Beseitigen solcher Stoffe durch Einbringen in den
Untergrund.

4. Ablagern, Aufhalden von wassergefdhrdenden Stoffen

oder Beseitigen solcher Stoffe durch Einbringen in
den Untergrund.

5. Errichten und Betreiben von Anlagen zum Lagern
wassergefdhrdender Stoffe; ausgenommen sind jedoch
Anlagen, sofern

a) die Lagerbehdlter doppelwandig sind oder als ein-
wandige Behédlter in einem flissigkeitsdichten Auf-
fangraum ohne Abldufe stehen,

b) Undichtheiten der Beh&lterwidnde bei oberirdischen
Behdltern ohne Auffangraum und bei unterirdischen
Behdltern durch ein Leckanzeigegerdt selbsttdtig
angezeigt werden. :

- c) Auffangrdume nach Buchstabe a) so bemessen sind,
daB die dem gesamten Rauminhalt der Behdlter ent-
sprechende Lagermenge zurlickgehalten werden kann,

d) der Rauminhalt eines unterirdischen Lagerbehilters
40.000 1, eines oberirdischen Lagerbehdlters
100.000 1 nicht ilbersteigt.

6. Errichten und Betreiben von Rohrleitungsanlagen zum
Befbrdern wassergefdhrdender Stoffe, ausgenommen sind
Rohrleitungsanlagen, die den Bereich eines Werksge-
ldndes nicht iberschreiten oder Zubehdr einer Anlage
zum Lagern solcher Stoffe sind, sofern sie durch aus-
reichende Sicherheitsvorkehrungen gegen Austreten von
Flissigkeiten in den Untergrund geschiitzt sind.

7. Versenken von Abwasser einschlieBlich des von StraBen

und sonstigen Verkehrsfldchen abflieBenden Nieder-
schlagswassers sowie von Kihlwasser.




10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

- 17.

18.

19.

20.

Einleiten von biologisch nicht abbaubarem schddlichem
oder giftigem Abwasser in oberirdische Gewdsser, bevor
das Abwasser entgiftet oder unschddlich gemacht ist.

Einleiten von biologisch abbaubarem Abwasser in ober-
irdische Gewdsser, wenn das Abwasser nicht ausreichend
gereinigt ist.

Entleeren von Wagen der Fdkalienabfuhr.

Errichten und Betreiben von Anlagen zur Behandlung,
Beseitigung oder zum Umschlag von Abfdllen, ausgenommen
Deponien flir Erdaushub und erdaushubdhnlichen Bau-
schutt. :

Anlagen zum unterirdischen Speichern oder Ablagern
von wassergefdhrdenden, gasfbrmigen, fliissigen und
festen Stoffen, soweit sie nicht durch die Bestimmun-
gen des VLwF erfaBt sind.

MaBnahmen, die eine wesentliche Verminderung der Grund-
wasserneubildung zur Folge haben.

MaBnahmen zum ErschlieBen von Grundwasser, wenn sie
eine wesentliche Minderung des nutzbaren Dargebots
zur Folge haben.

Errichten oder wesentliches Andern von Betrieben, die
radiocaktive oder wassergefdhrdende Stoffe im Sinne
des § 19 g Abs. WHG verwenden, herstellen, lagern
oder umschlagen.

Errichten oder wesentliches Erweitern von Industrie-
und Gewerbebetrieben, Krankenhdusern und Heilstdtten,
wenn aufgrund der Untergrundverhdltnisse eine Gefdhr-
dung des Gewdssers zu besorgen ist und diese nicht
durch Schutzvorkehrungen verhindert werden kann.

Errichten und Betreiben von Abwasserbehandlungsanla-
gen. Ausgenommen sind Kleinkldranlagen mit AnschluB

an die Kanalisation.

Verwenden von wassergefdhrdenden auswasch- oder aus-
laufbaren Materialien zum Bau von StraBen und Wegen,
sofern nicht nur kleinere Ausbesserungsarbeiten vor-
genommen werden.

Abwasserlandbehandlung, Abwasserverregnung, Unter-
grundverrieselung.

Versickern von Abwasser einschlieBlich des von Stra-
Ben und sonstigen Verkehrsfldchen abflieBenden
Wassers sowie von Kiihlwasser.




21.

22.

23.

24.

25.

26.

27.

28.

29.

30.

31.

Errichten und Betreiben von Grundwasserwdrmepumpen.

Errichten und Betreiben von Erdreichwdrmepumpen, so-
fern nicht nachgewiesen wird, daB die verbleibende
Deckschicht iiber dem Grundwasser ausreichend mdchtig
und dicht ist.

Bohrungen oder sonstige MaBnahmen zum ErschlieBen von
Grundwasser. .
Anlegen oder wesentliches Erweitern von Erdaufschliis-
sen, insbesondere zum Gewinnen von Steinen und Erden.

Anlegen oder wesentliches Erweitern von Erdaufschliis-
sen, insbesondere zum Gewinnen von Steinen und Erden,
wenn dadurch das Grundwasser angeschnitten wird oder
die Deckschichten wesentlich vermindert werden.

Bohrungen zum Aufsuchen oder Gewinnen von Boden-
schitzen oder zum Erkunden des Baugrundes, sofern sie
nicht im Benehmen mit dem Wasserwirtschaftsamt
durchgefihrt werden.

Errichten oder wesentliches Erweitern von Anlagen zur
Tierhaltung, wenn eine Gefidhrdung des Gewdssers zu
besorgen ist und diese nicht durch Schutzvorkehrungen
verhindert werden kann.

Ausbringen von fliissigen organischen Diingemitteln.

Vorratslager von Dungstoffen.

Errichten oder wesentliches Erweitern von Fischzucht-
anlagen sowie von Fischteichen und &hnlichen Einrich-
tungen, wenn dadurch das Grundwasser angeschnitten
wird oder die Deckschichten wesentlich vermindert
werden.

Beim Verwenden von chemischen Pflanzenbehandlungs-
mitteln sind die Bestimmungen der Verordnung iber
Anwendungsverbote und -beschrdnkungen fiir Pflanzen-
schutzmittel i.d.F. vom 31.5.74 (BGBl. I S. 1204)
bzw. in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.




(2)

Entwdsserungsanlagen

Im Hinblick auf das zu schiitzende Wasser sollen

bezliglich der Entwdsserung von Geb&duden, Anlagen
und Wohnsiedlungen folgende Grundsitze beachtet

werden.

Nichtbffentliche Entwdsserungsanlagen
- Gebdude und Grundstiicke -

Beachtung der DIN 1986, Teile 1-4 "Entwdsserungsan-
lagen fir Gebdude und Grundstiicke" einschlieBlich
der mitgeltenden Normen.

Dauvuerhafte Wasserdichtheit und Bestidndigkeit s&dmt-
licher Entwédsserungsanlagen fiir die auftretenden
Driicke innerhalb wie auch auBerhalb von Gebiuden
und Bestdndigkeit gegen AuBen- und Innenkorrosion
durch umgebenden Boden, Abwasser, Gase und Dimpfe.

Besondere Gliteanforderungen an Bauteile

Bauteile miissen den gestellten Anforderungen gentigen.
Vorgefertigte Teile dlirfen nur verwendet werden,
wenn fiir sie DIN-Normen bestehen und Priifzeichen er-
teilt sind.

Besondere Anforderungen an Rohre und Formstiicke

-Erdverlegte Rohre und Formstiicke miissen im Rahmen

der Eigeniliberwachung hinsichtlich der normgemiBen

Eigenschaften vom Hersteller iiberpriift worden sein.

Ein entsprechender Nachweis ist zu erbringen.

Im Hinblick auf den zur Verwendung kommenden Rohr-
werkstoff gemdB DIN 4033 Nr. 2.4 ist grundsidtzlich
das hbherwertigere Rohr zu verwenden.

Es sind nur solche Rohrmaterialien zu verwenden, fiir
die ein abgestimmtes Formstilickprogramm vorhanden ist.

Anschliisse sind nur mittels Einbau von Formstiicken
vorzunehmen.

Mit der Rohrleitung diirfen keine Stoffe in den Unter-
grund eingebracht werden, die das Grundwasser nach-
teilig beeinflussen kSnnen. Evtl. AuBenschutzmaBnahmen
an Rohren, Formstiicken und Schichten miissen bestin-
dig sein gegen das umhiillende Medium.
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Besondere Anforderungen an Verbindungen

Es sind solche Rohre und Formstiicke zu verwenden,
deren Verbindungen nur mit Dichtringen aus Elastome-
ren gemdB DIN 4060 "Dichtringe aus Elastomeren fiir
Rohrverbindungen in Entwdsserungskandlen" zu dichten
sind.

Besondere Anforderungen an Schidchte, Sammelbecken und
Gruben

Schdchte, Sammelbecken und Gruben miissen wasserdicht
und widerstandsf&hig sein. Ausfiihrungen aus Mauerwerk
genligen diesen Anforderungen nicht.

Selbsttdtiger VerschluB an Abscheider von Leicht-
fliissigkeiten

Abnahme der fachgerechten Ausfiihrung von Entwdsserungs-
anlagen entsprechend den einschldgigen Vorschriften
und Richtlinien.

Dichtheitspriifung von Becken und Behdltern entspre-
chend den einschldgigen Vorschriften und Richtlinien.

4
Offentliche Entwdsserungsanlagen

Beachtung der DIN 4033 "Entwidsserungskandle und
-leitungen" einschlieBlich der mitgeltenden Normen.

Prifung auf Wasserdichtheit

Sofern keine seitlichen Anschliisse vorhanden sind,
ist jede Schachthaltung gemdB DIN 4033 Nr. 9 auf
Wasserdichtheit zu priifen. Die Prilifung wird von der
technischen Fachbehtrde liberwacht. Eine entsprechende
Niederschrift ist zu fertigen.

Sind innerhalb von Schachthaltungen seitliche An-
schllisse vorhanden, so sollen die Leitungskandle
auf ihre fachgerechte Ausfiihrung abgenommen werden.
Die Rohrverbindungen sind mit einem Muffengerdt zu
prifen, wenn dies entsprechend dem Rohrdurchmesser
mbglich ist.

Prifung auf Wassefdichtheit von Becken und Behdltern
entsprechend den einschldgigen Vorschriften und
Richtlinien.

Besondere Anforderungen an Rohre und Formstlicke

Siehe Nr. (2) 1.4




3.1.1.1

3.1.1.2

3.1.1.3

3.1.1.4

Besondere Anforderungen an Schachtbauweise

Schachtbauwerke aus Mauerwerk sind nicht geeignet.
In der Regel sind Fertigschdchte bzw. Schichte aus
vorgefertigten Unterteilen Ortbetonschdchten vorzu-
ziehen. ‘

Prifung der Dichtheit bei Schdchten in Einzelfdllen

Schdchte, die im Betrieb zeitweilig eingestaut wer-
den kdnnen und solche, bei denen mangelnde Dichtheit
zu besorgen ist, sind gem&B Nr. 2.3 zu priifen. Hier-
bei ist der Schacht bis zum Schachthals mit Wasser
zu fillen.

Besondere SchutzmaBnahmen - Ausfiihrungsarten -

Im folgenden werden drei Ausfilhrungsarten aufgezeigt,
die in der Regel dem Grundwasserschutz in ausreichen-
dem MaB Rechnung tragen und im Einzelfall den 8rt-
lichen Gegebenheiten angepaBt werden kdnnen. Bei der
Wahl der Ausfihrungsart sind insbesondere GefiZhrlich-
keit und Menge des Transportmediums zu berilicksich-=
tigen.

Entfdllt kbnstruktionsbedingt die Mdglichkeit, die
Dichtheit der Leitung wdhrend des Betriebs dauernd
zu lberwachen, so sind regelmdBig wiederkehrende be-
sondere Dichtheitspriifungen durchzufiihren.

Verlegen der Abwasserleitung in einem dichten
Schutzrohr

Hierzu ist zu beachten:

M&glichst gleiche Rohrldngen von Abwasserrohr und
Schutzrohr

Sorgfdltige Planung und Abstimmung der zur Verwendung
kommenden Rohrmaterialien

Detaillierte Verlegepline sind im Benehmen mit den
Rohrherstellern aufzustellen.

Durchfahren von Schachtbauwerken mit dem Abwasser-
rohr unter Einbau von Putzstiicken

Schaffen von Ausbaumdglichkeiten im Bereich der
Schédchte

Da bei Undichtheiten eine gesamte Schachthaltung u.U.
ausgebaut werden mufB, sind Ausbaustiicke fiir das Ab-
wasserrohr und geeignete Mauerdurchfahrungen fiir das
Schutzrohr vorteilhaft.




3.1.1.5

3.1.1.6

3.1.1.7

3.1.1.8

3.1.1.9

3.1.2.1

3.1.2.2
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Genligend groBe Schachtbauwerke

Die Schachtbauwerke miilssen so grof ausgelegt werden,
daB eine Montage des Abwasserrohres leicht mdglich
ist. Die Schachtsohle ist entsprechend tiefer als
die Sohle des Schutzraumes zu legen, damit eine
Sichtkontrolle gewdhrleistet ist.

Ungehinderte Sickerwasserableitung im Bereich des
Auflagers des Abwasserrohres

Das Auflager des Abwasserrohres kann z.B. durch Ein-
bau von Segmenten etwa alle 2 m (auf Innenrohr auf-
kleben) erfolgen. Der Auflagerwinkel sollte im ge-
samten 120° betragen. Auf der Sohle ist ein Sicker-
schlitz von 5 cm freizuhalten.

Keine seitlichen Anschliisse auBerhalb von Schacht-
bauwerken
Prifung auf Wasserdichtheit gem&8 DIN 4033 Nr. 9

Die Priifung ist von der technischen Fachbeh&rde zu
berwachen. Eine entsprechende Niederschrift ist
zu fertigen.

Priftermine flr

Abwasserrohr: nach Verlegung

Schutzrohy : vor Inbetriebnahme (nach Erdandeckung).
Priifung auf Wasserdichtheit wdhrend des Betriebs

Sickerwasserkontrollen in den Schdchten halbjdhrlich.

. Bel Feststellung von Undichtheiten ist der betreffen-

de Leitungsabschnitt auszuwechseln. Durch Umleiten

- (evtl. dichte oberirdische Leitung) ist gegebenen-
falls das Abwasser in die darauffolgende Schacht-

haltung zu pumpen.

Einwandige Rohrleitung mit besonderen Anforderungen

Hierbei ist zu beachten:

Pruckleitungsbedingungen auch flir Freispiegelleitungen

In Abweichung von der DIN 4033 wird als Priifdruck
2,5 bar, bezogen auf den hdchsten Punkt der Prif-
strecke, empfohlen.

Anforderungen an das Rohrmaterial

Es sind entsprechend dem gewdhlten Material dickwan-
dige Rohre zu verwenden, deren Muffenkonstruktion
eine dauernde Dichtheit gewdhrleistet.




3.1.2.3

3.1.2.4

3.1.2.5

. 3.1.2.6

Besondere Anforderungen an die Rohrverlegung

Bei der Pohrverlegung ist DIN 4033 in Verbindung mit
DIN 19630 maBgebend.

Die in der statischen Berechnung getroffenen Aufla-
gerbedingungen und Lastannahmen sind von dem verant-
wortlichen Bauleiter zu iiberpriifen, die Ubereinstim-
mung ist zu bestdtigen.

Kontrollschdchte geschlossen durchfahren

Fiir Putzzwecke sind geeignete Formstiicke einzubauen.

Fremdpriifung der zur Verwendung kommenden Rohre

Jeweils 5 von 100 Rohren sind kurz vor Abtransport

zur Einbaustelle von einer amtlich anerkannten Stelle,
z.B. Forschungs— und Materialpriifungsanstalt Stutt-
gart (FMPA), im Herstellerwerk zu Uberpriifen. Die
Auswahl der zu priifenden Rohre wird von einem Ver-
treter der prilifenden Stelle vorgenommen.

Bei der Priifung werden die Einzelrohre einer Druck-
prifung mit 2,5 bar zuzlglich dem Druck, der sich--aus
dem Gefdlle der Leitung ergibt, unterzogen. Dabei
wird der bei einer Priifdauer von 3 Stunden aus den
Einzelrohrpriifungen gemittelte Wasserzugabewert in
1/m” h festgelegt, der fiir die Wiederholungsdruck-
prifungen gemdB Nr. 3.1.2.8 maBgebend ist. Die Was-
serzugabewerte sollten den Werten der DIN 4279 ent-
sprechen.

Werkseitige Prilifung der zur Verwendung kommenden
Rohre

Werkseitig sind 10 % der zur Verladung kommenden
Rohre, wenigstens jedoch 4 Rohre, im Herstellerwerk
zusammenzubauen und mit einem Priifdruck von 2,5 bar
zusdtzlich dem Druck, der sich aus dem Gefdlle der
Rohrleitung ergibt, gemdB DIN 4279 zu priifen. Die
Auswahl der Rohre und die Druckpriifung wird von einem
Vertreter der in Nr. 3.1.2.5 anerkannten Stelle iber-
wacht. Eine Niederschrift ist zu fertigen.

Alle sonst erforderlichen Prifungen, Eignungsnach-
weise und Glitesicherungen gemdfB der einschlédgigen
DIN filir die Jjeweiligen Rohrwerkstoffe bleiben hier-
von unberiihrt.



3.1.2.7

3.1.2.8

3.1.2.9

3.1.3.1

3.1.3.2

Priifung auf Wasserdichtheit
- nach Verlegen der Leitung,

- nach Andecken der Leitung bzw. vor Freigabe zur
Inbetriebnahme

jeweils mit einem Prifdruck von 2,5 bar gemdsB
DIN 4279 am hdchstgelegenen Punkt der Leitung.

Kontrolle der Dichtheit wdhrend des Betriebes

In der Regel sollen nach Betriebsaufnahme alle 5 Jahre
Druckpriifungen durchgefiihrt werden. Die Priifdauer
betrdgt nach der vollstdndigen Befiillung des zu pri-
fenden Leitungsabschnittes mit Wasser 3 Stunden. Der
Prifdruck ist 2,5 bar, bezogen auf den hdchstgele-
genen Punkt der Leitung. Der fiir die Beurteilung der
Dichtheit maBgebende Wasserzugabewert muB der nach

Nr. 3.1.2.5 festgelegten mittleren Wasserzugabe
wdhrend 3 Stunden entsprechen.

Zzur Durchfiihrung der Dichtheitspriifungen wdhrend des
Betriebs muB es m&glich sein, das Abwasser in aus-
reichend groBen und dichten Speicherbecken auBerhalb
der Zone II zu speichern. Der Beckeninhalt wird im-
wesentlichen von der Vorbereitungszeit fir die Druck-
probe, der. Flillzeit des Leitungsabschnittes mit
Wasser und 'der Priifdauer von 3 Stunden bestimmt.

Unm evtl. Leckstellen wahrend der Druckpriifungen
besser erkennen und eingrenzen zu k&nnen, sind die
Druckpriifungsabschnitte nicht zu groB zu wdhlen
{max. 500 m).

Auf eine Kontrolle der Dichtheit kann bei unterge-
ordneten und nicht dauernd durchflossenen Leitungen
u.U. verzichtet werden.

Die Druckpriifungen in Nr. 3.1.2.7 und Nr. 3.1.2.8
sind nach § 84 WG von der technischen Fachbehdrde
zu lberwachen. Eine entsprechende Niederschrift ist
zu fertigen.

Umhiillen der Abwasserleitung mit bindigem Erdmaterial

Umhiillen der Abwasserleitung einschlieBlich der
Schidchte mit bindigem Erdmaterial in einer Dicke
von migéestens 40 cm und einem k-Wert von weniger
als 10 cm/s.

Dauernde Dichtheit auch bei ldngerer Trockenheit
Der Untergrund muB deshalb stdndig feucht sein,
damit keine Trockenrisse entstehen.

Besondere Anfordérungen an die Rohrverlegung

Die in der statischen Berechnung getroffenen Auflager-
bedingungen und Lastannahmen sind von dem verantwort-
lichen Bauleiter zu liberpriifen; die Ubereinstimmung
ist zu bestdtigen.
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3.,1.3.4

3l.3:.5
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3.1.4

Einbau des Hiillmaterials

Der Mehraushub ist schon bei der Planung mit zu
berilicksichtigen. Das Hillmaterial muB lagenweise
sehr sorgfdltig eingebaut und verdichtet werden.
Dabei ist besonders darauf zu achten, daB das Ab-
wasserrohr nicht beschddigt wird.

Im Bereich der Schédchte miissen evtl. ungleiche
Setzungen, insbesondere bei den Rohreinfiihrungen
konstruktiv beriicksichtigt werden.

Keine seitlichen Anschliisse auBerhalb von Schacht-
bauwerken

Prifung auf Wasserdichtheit

Schidchte: Filillen des Schachtes bis zum Schachthals,
im tibrigen gemiB den einschldgigen Richtlinien

Rohrleitung: gemdB8 DIN 4033, Nr. 9

Die Priifung ist von der technischen Fachbeh&rde
nach Vorlegen (freiliegende Muffen) und vor Inbe-.
triebnahme (nach Erdandeckung) der Rohrleitung zu
iberwachen.

Eine entsprechende Niederschrift ist jeweils zu
fertigen.

Kontrolle der Dichtheit wdhrend des Betriebs

- Nach Inbetriebnahme sind in der Regel alle 5 Jahre

Druckproben gemdB DIN 4033 durchzufiihren.

‘Fiir Druckproben bei dauernd durchflossenen Leitungen

muB es méglich sein, das Abwasser in ausreichend
groBen und dichten Speicherbecken auBerhalb der Zone
zu speichern. Der Beckeninhalt wird im wesentlichen
von der 24-stiindigen Standzeit des Wassers des zu
priifenden Leistungsabschnittes und der Fillzeit
bestimmt.

Auf eine Kontrolle der Dichtheit kann bei untergeord-
neten nicht dauernd durchflossenen Leitungen u.U.
verzichtet werden.

Umhiillen der Abwasserleitung mit anderen Materialien

Wird die Abwasserleitung mit anderen Materialien,
z.B. mit Beton umhiillt, miissen insbesondere Risse-
sicherheit, Wasserdichtheit, Korrosions- und Alte-
rungsbestdndigkeit gewdhrleistet sein.

2 8. Aug. 1981

Prelburg, . den ‘ vu ses e sesesm s
Planungsbiliro Husserl + Fischer
Glinterstalstr. 32 Freiburg
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Landratsamt Tuttlingen - Postfach 4453 - 7200 Tuttlingen

Dienstgebdude: 7200 Tuttlingen
AlleenstraBe 10

Telefon: (07461) 96-1
Telex: 762655 latut d

Bankverbindungen:

An das Kreissparkasse Tuttlingen (BLZ 64350070) Nr. 62
- L Postscheckamt Stuttgart (BLZ 600 10070C) Nr. 8774-709
Birgermeisteramt
: SPRECHZEITEN:
7716 G@i,singm‘i Montag 8.00-11.30 Uhr und 14.00-16.00 Uhr

Mittwoch  8.00—-11.30 Uhr -
Donnerstag 8.00—-11.30 Uhr -
Freitag 8.00—-11.30 Uhr -

lhre Zeichen lhre Nachricht vom Unsere Zeichen Sachbearbeiter . Telefon-

11-612.21 Herr Teufel B é?ﬁ?gwam @%a:uiﬁ .82

Betr.: Satzung iber den Bebauungsglan

fiir das Baugebiet 'Roosgarten 1. Anderung” Ortsteil

Anlg.: 1 Satzung mit Aulfingen

Anlage 1 - Begriindung
Anlage 2 - Laﬂqplan Blatt
ikke  BYAEE

Anlage 3 - Bebauungsvorschriften

1 Bund gdl. Akten
1 Bekanntmachungsmuster

Der vom Gemeinderat am 27.04.1982 3315 Satzung beschlossene
Bebauungsplan ‘fiir das Gebiet ' Roosgarten - 1. Anderung" in %%é@m
wird aufgrund § 11 und § 6 Abs. 4 BBauG vom 18.08.76 (BGBL.

S. 2257) i. V. m. § 2 Abs. 1 der VO der Landesregierung

zur Durchfithrung des Bundesbaugesetzes vom 16.02.77 (Ges.

BRl. S. 54) geqenm‘l_gtn s e ",, L ¥ 955 2 065 _ 98¢ FEF S

Es wird gebeten, den genehmigten Bebauungsplan (einschlieBlich
Satzung, Begriindung und Bebauungsvorschriften) gem. § 12 BBauG
ortsiiblich bekanntzumachen und sp&dtestens mit Wirksamwerden
der Bekanntmachung den Bebaungsplan mit Begriindung zu jeder-
manns Einsicht bereitzuhalten und {iber ihren Inhalt auf Ver-
langen Auskunft zu geben. In der Bekanntmachung ist anzu-
geben, bei welcher Stelle der Plan wdhrend der Dienststunden
(nicht der Sprechstunden) eingesehen werden kann. Mit der Be-




kanntmachung (Ablauf der Bekanntmachungsfrist) wird

der Bebauungsplan rechtsverbindlich. Gem&B8 § 44 c Abs. 3
BBauG ist in dieser Bekanntmachung auch ein Hinweis iiber
Fdlligkeit und Erldschen der Entschddigungsanspriiche auf-
zunehmen. AuBerdem ist gemdB § 155 a BBauG auf die Rechts-
folgen bei Verletzung von Verfzhrens- oder Formvorschriften
hinzuweisen. Der Nachweis iiber die ortsiibliche Bekannt-
machung ist noch hierher vorzulegen. Es wird anheim ge-
stellt, fir die Bekanntmachung das anliegende Muster zu

verwenden. Es wurde der BWGZ Nr. 22/1976 S. 478/483 ent-
nommen.

Die gemeindlichen Akten werden im AnschluB zuriickgegeben.
Das Staatl. Vermessungsamt, dae Regierungspridsidium und

das Kreisplanungs—- u. Bauamt haben eine Mehrfertigung der
Genehmigung erhalten.

Kauder

Dem
taatl. Vermessungsamt

7200 Tuttlingen
Dem

Reg. Pradsidium
Abt. Raumordnung

7800 Freiburg i.Br.

Dem
Kreisplanungs- u. Bauamt

im Hause
zur Kenntnisnahme iUbersandt.

den 09.12.82




	Titelblatt
	Zeichenerklärung
	Satzung
	Inkrafttreten

	Begründung
	Bebauungsvorschriften
	Genehmigungsschreiben

